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Liebe Bürgerinnen, 
liebe Bürger! 
 

Mit den weiterhin steigenden Impfzahlen 
sinken die Inzidenzwerte im ganzen Land. 
Nach Monaten der Einschränkungen öffnen 
Kindergärten und Schulen wieder. Gott sein 
Dank! Bei sommerlichen Temperaturen kann 
man die Gastronomie wieder genießen und die 
Geschäfte können wieder für ihre Kunden 
öffnen. Wir alle spüren, wie gut das tut. Über 
die Sommerzeit gilt es aber, weiter vorsichtig 

und wachsam zu sein. Der Bundestag hat daher die „epidemische Lage von nationaler 
Tragweite“ um drei Monate verlängert. Das bedeutet ausdrücklich nicht eine Verlängerung 
von Einschränkungen oder der "Bundesnotbremse“, sondern hat vielmehr damit zu tun, 
dass damit zum Beispiel die Regelungen rund um die wirtschaftlichen Hilfen 
(Kurzarbeitergeld, Überbrückungshilfe III etc.) unkompliziert weiterlaufen können. Das ist 
aus meiner Sicht auch dringend geboten, denn unsere Wirtschaft braucht diesen Anschub 
nach der Krise noch. Hier konnten in dieser Woche wichtige Verlängerungen 
vorgenommen werden. 
 
Im Finanzausschuss haben wir mit 34 Beratungspunkten eine wirklich lange 
Tagesordnung abgearbeitet. Zum Ende der Wahlperiode müssen viele Gesetzesentwürfe 
noch beraten und abgeschlossen werden. Als Berichterstatter für viele dieser Gesetze hatte 
ich auch in dieser Sitzungswoche viel zu tun. Zudem hatten wir zahlreiche Debatten, unter 
anderem auch eine aktuelle Stunde bezüglich der Besteuerung von Renten. Es lohnt sich 
diese Debatte vom 10. Juni auf www.bundestag.de in der Mediathek anzusehen.  
 
Auch in dieser Woche ist es mir gelungen, Bundesmittel unsere Stadt Nürnberg zu holen.  
345.000 Euro aus dem Programm „Anpassung urbaner Räume an den Klimawandel“ stehen 
für die Umgestaltung des Quartiersplatzes in St. Leonhard zur Verfügung. Das ist eine gute 
Nachricht! In den letzten vier Jahren habe ich als finanz- und haushaltspolitischer 
Sprecher der CSU im Bundestag  gemeinsam mit meinem Freund und 
Abgeordnetenkollegen Michael Frieser insgesamt rund 800 Millionen Euro nach Nürnberg 
geholt. An unterschiedlicher Stelle konnten Projekte der Stadt erfolgreich co-finanziert 
werden, wie zum Beispiel unser Volksbad oder die Sanierung des Pellerhauses. Dieser 
Erfolg spornt an, mich für Nürnberg weiter mit ganzem Herzen und mit viel Engagement 
einzusetzen! 
 
Ich wünsche Ihnen ein schönes Wochenende.  
 

 

Herzliche Grüße 

Ihr Sebastian Brehm, MdB 

 

http://www.bundestag.de/
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BUNDESTAG BRINGT UNTERNEHMENSDATENREGISTER AUF DEN WEG  

Enormer Schritt zum Bürokratieabbau  
 

Der Bundestag hat das Unternehmensdatenregister-Gesetz beschlossen. Das Gesetz sieht 
vor, beim Statistischen Bundesamt ein Register über Unternehmensbasisdaten zu 
errichten und zu betreiben. Zur eindeutigen Identifikation wird dabei jedem Betrieb eine 
bundeseinheitliche Wirtschaftsnummer zugeordnet. 




Das Unternehmensdatenregistergesetz ist das Ergebnis mehrjähriger Mühen und überaus 
zu begrüßen. Zur Einordnung: Wir haben in Deutschland circa 120 einzelne Register mit 
Unternehmensbezug. Diese sind größtenteils zweckgebunden und weitgehend unabhängig 
voneinander. Natürlich überschneiden sich oft Datensätze. Das bedeutet: Immer und 
immer wieder müssen Unternehmen die gleichen Zahlen an- und eingeben. Es gibt keinen 
Austausch zwischen den Registern. Das wollen wir nun ändern. Im 21. Jahrhundert sollte 
der Staat die Bürger und Unternehmen nicht länger als Boten benutzen. 
 
Mit dem Gesetz wurde ein enormer Schritt zum Bürokratieabbau in unserem Land 
unternommen. Bereits im vor drei Jahren geschlossenen Koalitionsvertrag hatten sich 
Union und SPD darauf verständigt, eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe zum Abbau von  
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Statistikpflichten einzusetzen. Schnell stellte sich heraus, dass es zwar viele 
Statistikpflichten gibt, diese aber nur einen marginalen Anteil am gesamten 
Bürokratieaufwand darstellen. Da sich auch bei fast jeder Statistik schnell abzeichnete, 
dass sich immer zumindest eine Stelle fand, die sich - aus zum Teil sehr nachvollziehbaren 
Gründen - gegen deren Abschaffung stellt, wurde der Schwerpunkt der Arbeitsgruppe auf 
das Thema Registermodernisierung gelegt. 
 
Sogar der Normenkontrollrat war voll des Lobes. Allerdings hat das Gremium auch auf 
einen wunden Punkt hingewiesen: die mangelnde Verbindlichkeit. Wir haben also noch 
einmal mit allen Beteiligten, Vertretern aus dem Wirtschafts- und Finanzministerium 
sowie dem Statistischen Bundesamt ausgelotet, wie wir auf ein Mehr an Verbindlichkeit 
hinwirken können. Das haben wir in Form eines Entschließungsantrags getan. Ein ganz 
wichtiger Punkt ist dabei vor allem die Finanzierung über das Jahr 2022 hinaus. Bislang 
ist die Finanzierung nämlich nur – dank der Mittel aus dem Konjunkturpaket – für die 
Jahre 2021/2022 sichergestellt. Welche Mittel wir für die Finanzierung des 
Gesamtvorhabens ab 2023 brauchen, soll dann im ersten Quartal 2022 geklärt werden. 
Gegen Ende des Jahres müssen dann verschiedene Rechtsverordnungen verabschiedet 
werden, damit das Unternehmensbasisregister auch arbeitsfähig wird. Jetzt geht es erst 
einmal um die Test- und Erprobungsphase. Der Startschuss für den Echtbetrieb des 
Basisregisters soll im 1. Quartal 2024 erfolgen. 
 
 
 

+ + +  

Der Kampf gegen Geldwäsche wird verschärft  
 

Im Kampf gegen Geldwäsche, 
Terrorismusfinanzierung und sonstige 
schwere Straftaten wird das bestehende 
Transparenzregister ausgebaut. Ein 
entsprechendes Gesetz hat der Deutsche 
Bundestag in dieser Sitzungswoche 
beschlossen. 
 
Sinn und Zweck dieses Registers ist es, die 
wirtschaftlich Berechtigten von juristischen 
Personen des Privatrechts und eingetragenen 
Personengesellschaften sichtbar zu machen. 
Ein Verweis auf das Handelsregister ist 
beispielsweise künftig nicht mehr möglich. 

Für Vereine konnte die CDU/CSU-Bundestagsfraktion eine erhebliche Verbesserung 
erreichen: Das Transparenzregister wird automatisch mit den vorliegenden Daten aus 
dem Vereinsregister befüllt werden. Das ist eine erhebliche Erleichterung für alle 
Ehrenamtlichen.  
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GUTE NACHRICHT FÜR ST. LEONHARD  

Bund fördert Umgestaltung des Quartiersplatzes für 

342.000 Euro  
 

Der Bund fördert das Projekt „Umgestaltung Quartiersplatz Marie-Beeg-Straße“ im 
Rahmen des Bundesförderprogramms „Anpassung urbaner Räume an den Klimawandel“ 
mit 342.000 Euro. 
 

 
 
Der finanz- und haushaltspolitische Sprecher der CSU im Bundestag Sebastian Brehm 
freut sich, dass erneut eine Förderung aus dem Bund für Nürnberg erzielt werden konnte:  
 
„Endlich kann der Quartiersplatz in St. Leonhard wieder zu einem zentralen 
Begegnungsraum und Treffpunkt im Herzen des Stadtteils wiederbelebt werden und durch 
die Umgestaltung zum Klimaschutz, zur innerstädtischen Biodiversität und zur 
Verbesserung des lokalen Kleinklimas in Nürnberg beitragen. Nun steht nichts mehr im 
Wege die Aufenthaltsqualität für Jung und Alt durch Entsiegelungsmaßnahmen, vielfältige 
Vegetationsstrukturen, mehr Sitzmöglichkeiten und vor allem einen Platz zum Spielen für 
Kinder zu verbessern.“  
 
Dazu Michael Frieser: „Mit der Übernahme von 90 Prozent der Kosten ermöglicht der 
Bund eine erhebliche Aufwertung der Wohnanlagen in St. Leonhard. Dabei geht es nicht  
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nur um die Aufenthaltsqualität an sich, sondern gerade auch um den klimagerechten 
Stadtumbau. Um steigenden Temperaturen in den Innenstädten zu begegnen, reichen  
 
keine einzelnen, großen Parkanlagen irgendwo im Stadtgebiet; zusätzlich müssen wir 
versiegelte Flächen in den Quartieren und Wohnanlagen dezentral begrünen. Ich bin froh, 
dass wir hierzu einen Beitrag für unsere Heimatstadt leisten können.“  
 
Hintergrund: Die Stadt Nürnberg hat sich mit dem Projekt „Umgestaltung Quartiersplatz 
Marie-Beeg-Straße“ im Bundesförderprogramm „Anpassung urbaner Räume an den 
Klimawandel“ beworben.  
 
Die diesbezüglichen Gesamtkosten des Projekts belaufen sich auf 380.000 Euro. Geplant 
ist die Umgestaltung des ca. 1.800 qm großen Quartiersplatzes Marie-Beeg-Straße im 
Stadtteil St. Leonhard. Ziel der Maßnahme ist es, den fast vollständig versiegelten Platz zu 
einer attraktiven, klimaangepassten Grünanlage im Wohnquartier umzugestalten. Durch 
die Neugestaltung und Sanierung des Platzes, einschließlich des integrierten Spielplatzes, 
wird die Aufenthaltsqualität erhöht und auf den hohen Nutzungsdruck reagiert. Durch 
großflächige Entsiegelung (ca. 1.100 qm), Anlegung strukturreicher Vegetationsflächen und 
Anpflanzung angepasster Großgehölze, soll die innerstädtische Biodiversität gefördert und 
eine deutliche Verbesserung des Kleinklimas erreicht werden. Geplanter Baubeginn ist im 
Herbst 2021, die Fertigstellung soll dann zum Frühjahr 2022 erfolgen.  
 

+ + + 

Ehrgeizige Klimaziele seriös umsetzen 
 
Zur Minderung der Treibhausgasemissionen setzt sich Deutschland ehrgeizigere 
Klimaziele. So soll der Ausstoß von CO2 bis 2030 um 65 Prozent gegenüber 1990 gesenkt 
werden. Ursprünglich waren 55 Prozent geplant. Die Klimaneutralität soll schon 2045 
erreicht werden und nicht erst 2050. Für 2040 wird ein Zwischenziel von 88 Prozent 
gesetzt. Diese Gesetzesnovelle der Regierungsfraktionen hat der Deutsche Bundestag in 
erster Lesung beraten. Mit dieser Novellierung reagieren wir zum einen auf die 
Verschärfung der Klimaziele auf EU-Ebene, zum anderen auf ein Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts, das eine Entlastung künftiger Generationen fordert. Deshalb 
wird auch ein Minderungspfad für die Dekade nach 2030 festgelegt. 
 

Sebastian Brehm, MdB | Dipl.-Kfm., Steuerberater 
Platz der Republik 1 • 11011 Berlin  

  030-227-74074 • Fax 030-227-70072   
  sebastian.brehm@bundestag.de 

 www.sebastianbrehm.de  
 

   
 

Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung           
verwendet werden. Alle Fotorechte Sebastian Brehm, MdB, falls nicht anders angegeben.  
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